
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Einsendeschluss 
naht! Die Jury 
steht fest!
Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 2015/16
 
Die Gewerkschaftsjugend, Schülerinnen und 
Schüler an Berufsschulen/-kollegs und alle 
jungen Auszubildenden aus Betrieben und 
Verwaltungen können noch bis zum 15. Ja-
nuar 2016 ihre Wettbewerbsbeiträge zusen-
den. Egal ob Fotocollage, Video oder eine 
Aktion vor Ort – alles ist erlaubt! Die Beiträ-
ge werden von einer Fachjury ausgewertet. 
Dieses Jahr besteht das Gremium aus: Sera 
Choi (Bundesministerium für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend), Elke Hülsmann 
(DGB Bildungswerk NRW), Schirmherr Oliver 
Malchow (Vorsitzender der Gewerkschaft 
der Polizei), Christin Richter (DGB Jugend 
Brandenburg), Eric Schley (DGB Jugend 
NRW), Angelika Thiel-Vigh (Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes 
Brandenburg) und Dr. Klaudia Tietze (Kum-
pelverein).  
Mehr Infos zum Wettbewerb unter: 
http://www.gelbehand.de/setz-ein-zeichen/
wettbewerb-aktuell/

„Integration gelingt, wenn wir alle an einem 
Strang ziehen – und das können wir Gewerk-
schaften!“, mit dieser klaren Botschaft appel-
lierte Petra Reinbold-Knape, Mitglied des ge-
schäftsführenden Hauptvorstandes der IG BCE, 
auf der alljährlichen Recklinghäuser Tagung 
selbstbewusst an den gesellschaftlichen und 
gewerkschaftlichen Zusammenhalt. Zentrales 
Thema war die Integration der Flüchtlinge, ins-
besondere in den Arbeitsmarkt. Rund 400 Ge-
werkschaftsmitglieder hatten am 5. Dezember 
den Weg in die Recklinghäuser Festspielhalle 
gefunden. Traditionsgemäß waren auch dieses 
Jahr der Vorsitzende des Vereins Giovanni Pol-
lice und der Referent Mark Haarfeldt mit dem 
Info-Stand vor Ort. „Teilhabe, Mitbestimmung, 
Integration“ lautete das Motto der Tagung. Dies 
seien Grundwerte der Gewerkschaft, erklärte 
Reinbold-Knape, und machte deutlich, dass es 
für rechtspopulistische Stimmungsmache ge-
gen Flüchtlinge daher keinen Platz gebe – weder 

Anlässlich des ersten Anwerbeabkommens mit 
Italien lud die Integrationsbeauftragte Aydan 
Özoğuz am 7. Dezember zum interkulturellen 
Festakt „60 Jahre Gastarbeiter in Deutschland“ ins 
Kanzleramt. Unter den rund 
150 geladenen Gästen der 
ersten, zweiten und dritten 
„Gastarbeiter-Generation“ 
war auch Giovanni Pollice, 
Vorsitzender des Kumpel-
vereins. Gemeinsam mit der 
Staatsministerin Özoğuz sowie der Wissenschaft-
lerin Prof. Naika Foroutan und der Schriftstellerin 
Jagoda Marinić, diskutierte Pollice auf dem Podi-
um über das Zusammenleben in der Einwande-
rungsgesellschaft. Er betonte den Einsatz der Ge-
werkschaften im Kampf gegen Diskriminierungen 
in der Arbeitswelt, machte aber auch klar, dass 
man noch nicht am Ziel sei: „Mir fehlt es immer 

im Betrieb, noch sonst in der Gesell-
schaft: „Wir müssen stets die Stim-
me für Schutzbedürftige erheben!“ 
Dass die IG BCE ihren Worten auch 
Taten folgen lässt, zeigt das Aus-
bildungsprogramm „Start in den 
Beruf“, das in Abstimmung mit den 
Sozialpartnern der Chemie-Indust-
rie jetzt auch auf junge Flüchtlinge 
ausgeweitet wurde. Die Gastredne-
rin, Staatsministerin Aydan Özoğuz, 
Beauftragte für Migration, Flücht-
linge und Integration, hob die his-
torische Vorreiterrolle der Gewerk-

schaften bei der Integration von Migrantinnen 
und Migranten sowie im Kampf gegen Rassis-
mus hervor. Spätestens als 1986 der Kumpelver-
ein gegründet worden sei, so die Integrationsbe-
auftragte, „hätten die Menschen gewusst: Hier 
gibt es eine starke Front an Leuten, die sich ge-
gen Ausgrenzung und Fremdenfeindlichkeit ein-
setzen!“ Im Anschluss diskutierten die Staatsmi-
nisterin und Petra Reinbold-Knape gemeinsam 
mit Thomas Wessel, Arbeitsdirektor bei Evonik 
Industries, und dem Continental-Betriebsrats-
vorsitzenden Hasan Allak, unter Moderation von 
Regina Karsch, zuständig für Migration bei der IG 
BCE,  über die Herausforderungen und Chancen 
der Zuwanderung. In fünf Foren konnten sich 
daraufhin die Mitglieder selbst aktiv zu Themen 
der Integration von Migrantinnen und Migranten 
in Betrieb und Gesellschaft austauschen. Seit 45 
Jahren widmet sich die IG BCE mit der Tagung 
den Themen der Migration – im Jahr 2015 ist 
dieses Signal wichtiger denn je.

noch an Wertschätzung für die verschiedenen Kul-
turen. Wir müssen stärker für die Akzeptanz der 
Vielfalt werben.“ Gerade jetzt, wo Teile der Gesell-
schaft diesen Pluralismus immer mehr ablehnten. 

Zuvor hatte die Kanzlerin Dr. 
Angela Merkel ein Grußwort 
gesprochen. Sie würdigte 
die Lebensleistung und den 
Beitrag der „Gastarbeiter“ 
für dieses Land. Auch sie be-
tonte dabei die wichtige Rol-

le der Gewerkschaften, schließlich sei „Arbeit die 
beste Integrationsform“. Mit Blick auf kommende 
Herausforderungen plädierte sie für beidseitige 
„Offenheit und Neugierde“. Eine klare Botschaft 
sendete die Kanzlerin auch an die jüngeren, inter-
kulturellen Generationen: „Niemand muss seine 
Wurzeln vergessen. In zwei Ländern zu Hause zu 
sein, ist ein Plus – also seien Sie selbstbewusst!“

Teilhabe, Mitbestimmung, Integration
45. migrationspolitische Tagung der IG BCE in Recklinghausen

„Für Akzeptanz der Vielfalt werben“
Festakt zu „60 Jahren Gastarbeiter“ im Kanzleramt 

DEZEMBER 2015 /
JANUAR 2016

v.l.: Hasan Allak, Betriebsratsvors. Continental, Staats-
ministerin Aydan Özoğuz, Petra Reinbold-Knape, IG BCE-
Hauptvorstand, Giovanni Pollice, Vorsitzender  
Gelbe Hand, und Thomas Wessel, Arbeitsdirektor Evonik

http://www.gelbehand.de/setz-ein-zeichen/wettbewerb-aktuell/
http://www.gelbehand.de/setz-ein-zeichen/wettbewerb-aktuell/


Vor 60 Jahren wurde das erste Anwerbe-
abkommen mit Italien geschlossen. Es be-
gann eine gesellschaftliche Entwicklung, 
die Deutschland bis heute verändert und 
geprägt hat. Heute sind wir ein vielfältiges, 
buntes Deutschland. Rückblickend: Was 
hat unter gesellschaftlichen, politischen 
und ökonomischen Gesichtspunkten gut 
geklappt und wo wurden auch Fehler ge-
macht? 
Die Gastarbeiterinnen und Gastarbeiter ha-
ben unsere Geschichte mitgeprägt, nicht nur, 
weil ihre Nachkommen heute einen beträcht-
lichen Teil unserer Bevölkerung ausmachen. 
Unser Wirtschaftswunder haben wir auch 
ihrer Lebensleistung zu verdanken. Leider 
wurde das viel zu wenig gewürdigt und an-
erkannt. Dabei waren die 1950er, 1960er und 
1970er Jahre für die Einwanderer eine harte 
und entbehrungsreiche Zeit. Sie wurden fast 
ausschließlich für ungelernte Hilfstätigkeiten 
eingesetzt – egal ob sie vielleicht bereits aus 
ihrer Heimat eine Berufsausbildung mitbrach-
ten. Sie hatten auch in den Folgejahren kaum 
die Chance sich weiter zu qualifizieren. Sie 
waren somit fast automatisch von einer höhe-
ren Entlohnung ausgeschlossen.

Sprach- und Integrationskurse gab es da-
mals für die sogenannten „Gastarbeiter“ 
nicht – man ging ja von der irrigen An-
nahme aus, sie würden alsbald in ihr Her-
kunftsland zurückkehren. Welche integra-
tionspolitischen Fehler dürfen sich bei der 
heutigen Flüchtlingsmigration nicht wie-
derholen? Was hat die Politik gelernt und 
wo liegen heute die Erfahrungswerte im 
Umgang mit der Migration und Integration? 

„Gewerkschaften – Partner für Chancengerechtigkeit“
Exklusiv-Interview mit Staatsministerin Aydan Özoğuz, Beauftragte für Migration, Flüchtlinge und Integration 

Die Politik, aber auch die Gastarbeiter selbst, 
gingen sehr lange davon aus, dass alle nach 
ein paar Jahren wieder in ihre Heimat zurück-
kehren. Diese Rechnung ist, wie wir alle wis-
sen, nicht aufgegangen. Viele Menschen sind 
nicht wieder zurückgegangen, sondern haben 
ihre Familien nachgeholt oder neue Familien 
in Deutschland gegründet. Integrationskon-
zepte gab es dennoch keine. Es ist eines der 
größten Versäumnisse der Nachkriegsge-
schichte, dass wir damals weder auf Sprach-
kurse, Migrationsberatung noch auf eine vo-
rausschauende Integrationspolitik gesetzt 
haben. Inzwischen wissen wir: Wir müssen die 
Menschen, die bei uns leben, in unsere Gesell-
schaft einbinden, Sprache ist da ein Schlüssel 
zur Integration. Erst 2005, sozusagen mit 50 
Jahren Verspätung nach dem ersten Anwer-
beabkommen, haben wir endlich die Sprach- 
und Integrationskurse eingeführt. Schnell ist 
was anderes.

Arbeit ist sicherlich ein Grundpfeiler der 
Integration. Die „Gastarbeiter“ hatten da-
mals zumindest schon einen Arbeitsvertrag 
im Gepäck. Wie kann heute die Integration 
der vielen jungen Flüchtlinge in den Ar-
beitsmarkt gestaltet werden? Gerade auch 
in Zusammenarbeit mit den Gewerkschaf-
ten? 
Wir haben 2014 und 2015 viele Gesetze auf den 
Weg gebracht, um Flüchtlingen den Zugang 
zum Arbeitsmarkt zu erleichtern. Das betrifft 
die Wartefristen für die Arbeitsaufnahme aber 
auch bei der Aufnahme einer Ausbildung. Es 
nützt ja niemandem, wenn Flüchtlinge sinn-
los in den Unterkünften warten müssen. Des-
halb haben wir für Asylbewerber, die bei uns 
bleiben werden, viele Förderungen zur Integ-
ration in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
geöffnet. Wir dürfen einfach nicht die Fehler 
der Vergangenheit wiederholen: Ich setze 
mich dafür ein, dass Flüchtlinge nicht nur 
schnell einen Deutschkurs machen können, 
sondern auch Maßnahmen zum Arbeitsmarkt-
einstieg schon parallel beginnen können– und 
nicht wie bisher hintereinander. Da geht sonst 
zu viel wertvolle Zeit verloren. Für die qualifi-
zierten Zuwanderer müssen wir einen zügigen 
Berufseinstieg über die schnelle und unbüro-
kratische Anerkennung von Qualifikationen 
ermöglichen. Junge Flüchtlinge sollen ange-
passte Einstiegsprogramme in die berufliche 
Ausbildung und einen einfachen Zugang über 
Arbeitsgelegenheiten erhalten. Ich bin den 
Gewerkschaften für ihre Unterstützung bei all 
diesen Maßnahmen sehr dankbar. Sie waren 
übrigens die ersten in Deutschland, die sich 
für die Integration der Gastarbeiter und Gast-
arbeiterinnen damals eingesetzt haben. Für 
mich sind sie auch heute ein unverzichtbarer 

Partner, um mehr Chancengerechtigkeit und 
Teilhabe zu schaffen.

Neben großen Gesten der Willkommenskul-
tur und Hilfsbereitschaft auf der einen neh-
men auf der anderen Seite auch rassistisch 
motivierte und rechtsextreme Gewalttaten 
gegen Flüchtlinge zu. Wie können wir als 
Gesellschaft und wie kann die Politik ef-
fektiv gegen Rassismus, Rechtspopulismus 
und Rechtsextremismus vorgehen? 
Die Welle der Gewalt gegen Flüchtlinge und 
Menschen, die sich für sie einsetzen, ist alar-
mierend. Die Rhetorik wird immer aggressi-
ver, nicht nur von Pegida. Auch die AfD zün-
delt eifrig mit und trägt zu einer Verrohung 
der Debatte bei. Wer hetzt und andere Men-
schen bedroht oder angreift, muss die ganze 
Härte unseres Rechtstaats spüren. Zugleich 
dürfen wir nicht nachlassen, wenn es darum 
geht, über den Zuzug von Flüchtlingen aufzu-
klären, Vorurteile zu bekämpfen und auch vie-
le Begegnungen mit Flüchtlingen zu schaffen. 
Es sind gerade die direkten Begegnungen, die 
Ängste abbauen und mehr Verständnis fürein-
ander schaffen. 

Das Interview fand im Rahmen des Festaktes 
“60 Jahre Gastarbeiter in Deutschland” statt 
(siehe S.1). Mehr Impressionen dazu unter:
http://www.bundesregierung.de/Content/
DE/Artikel/2015/12/2015-12-07-60-jahre-gast-
arbeiter.html

 
Am 8. Dezember fand in Düsseldorf die 
Mitgliederversammlung des Kumpel-
vereins statt. Dabei wurde Romin Khan, 
Referent für Migrationspolitik bei der 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, zum 
stellvertretenden Vorsitzenden der „Gel-
ben Hand“ gewählt. Er tritt die Nachfol-
ge der ver.di-Kollegin Sonja Marko an. 
Darüber hinaus wurde in der Sitzung das 
Arbeitsprogramm und die Zielrichtung 
der Vereins für die Jahre 2016 – 2018 be-
schlossen. Ein Schwerpunktthema wird 
die Bekämpfung des Rassismus gegen-
über Flüchtlingen sein. 

Quelle: Bundesregierung/ Denzel

ver.di-Kollege  
Romin Khan im 
Vorstand 
Neues Vorstandsmitglied des Kum-
pelvereins

http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2015/12/2015-12-07-60-jahre-gastarbeiter.html
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Das Bühnenstück 
„Leanas Traum“ er-
zählt die Geschichte 
eines Zirkusmäd-
chens, dessen Zirkus 
Opfer rassistischer 
Anfeindungen wird 
und letztlich fliehen 
muss. Ihre Freundin, 
die Prinzessin Lea-
na, setzt sich dafür 
ein, dass „alle Willkommen sind“ und der Zirkus 
darf daraufhin zurückkommen. Mit dieser symbo-
lischen Botschaft haben Schülerinnen und Schüler 
der Grundschule II im hessischen Stadtallendorf 
mit Tanz, Gesang und Akrobatik ein Zeichen ge-
gen Rassismus und für eine Willkommenskultur 
gesetzt. Organisiert hat das Ganze der Lehrer und 
GEW-Kollege Gerhard Bitterwolf: „Angesichts 
von hunderttausenden Flüchtlingen, die bei uns 
Schutz und eine Lebensperspektive suchen, ist 
es eine der wichtigsten zivilgesellschaftlichen, 
gewerkschaftlichen und pädagogischen Aufga-
ben, Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Hass und 
Gewalt entgegenzutreten und eine Kultur des 
Willkommens zu entwickeln.“ Das ist nur eine von 
vielen Aktionen aus dem Bereich der GEW zu die-
sem Thema und sie entspricht zu Hundertprozent 
der politischen Leitlinie der Bildungsgewerkschaft 
und all ihrer Landesverbände. Gerade Lehrerinnen 
und Lehrern kommt im Zuge der Flüchtlingsthe-
matik eine wichtige Rolle zu. Denn Bildung sei der 
Schlüssel zu Integration und ein Menschenrecht, 
das für alle gelte, betont  die Vorsitzende der GEW 
und Fördermitglied des Kumpelvereins, Marlis 
Tepe: „Bildung kann nicht warten. Flüchtlinge und 
Asylsuchende sollten so schnell wie möglich und 

unabhängig vom Aufenthaltsstatus Zugang zu Bil-
dung erhalten. Hierzu müssen Kitas, Schulen, Be-
rufsschulen, Hochschulen und Weiterbildungsein-
richtungen so ausgestattet werden, dass sowohl 
bedarfsgerechte Sprachbildung als auch ein all-
gemein qualitativ gutes Bildungsangebot gewähr-
leistet werden kann“, unterstreicht die Vorsitzende 
Tepe. Notwendig sei dafür mehr Lehrpersonal: „Mit 
der Veröffentlichung der GEW-Handlungsempfeh-
lungen haben wir verdeutlicht, dass es einen zu-
sätzlichen Bedarf von rund 24.000 Lehrkräften und 
14.000 Erzieherinnen und Erziehern gibt; darüber 
hinaus braucht es dringend mehr qualifizierte und 
besser bezahlte Fachkräfte für Integrationskurse 
und die multiprofessionelle Zusammenarbeit. Die 
Herausforderungen für unsere Kolleginnen und 
Kollegen sind enorm; ihr Engagement ist vieler-
orts beachtenswert und setzt in der aktuellen Lage 
unverzichtbare Zeichen der Solidarität. Damit die 
vielfältigen Integrationsaufgaben gemeistert wer-
den können und das Recht auf Bildung für alle 
verwirklicht wird, braucht es neben kurzfristigen 
Maßnahmen auch mittel- und langfristig verläss-
liche Strukturen im Bildungswesen. Diese müssen 
sozial gerecht und nachhaltig gestaltet werden – 
nicht zuletzt mit Blick auf die gesamtgesellschaftli-
chen Entwicklungen und die notwendige Stärkung 
demokratischer Teilhabe und sozialen Zusam-
menhalts.“ Mit Info-Materialien, Studien, sowie 
konkreten Handlungsempfehlungen für die Bil-
dungsarbeit mit Flüchtlingen unterstützt die GEW 
ihre Kolleginnen und Kollegen auch ganz praktisch 
in den Schulen und Kindergärten vor Ort. 
In ihrem Online-Themenportal zu Flucht und 
Asyl findet ihr Informationen, Materialien und die 
Handlungsempfehlungen zum Download: 
http://www.gew.de/flucht-und-asyl/

„Bildung kann nicht warten“
Information und Engagement: GEW setzt sich aktiv für Flüchtlinge ein

Gegen rassistische 
Positionen von AfD 
und Pegida
Netzwerktreffen der Gelben Hand in NRW

Das Thema „Flucht“ stand dieses Jahr am 24. No-
vember im Mittelpunkt des Tages der Menschen-
rechte, den die Gesamt-Jugend- und Auszubilden-
denvertretung der Deutschen Post AG nunmehr 
zum 13. Mal mit Unterstützung der Diversity-Ab-
teilung organisierte. Rund 150 Azubis nahmen am 
Aktionstag teil. „Durch die Veranstaltung wollen 
wir die Teilnehmerinnen und Teilnehmer für ein 
Miteinander ohne Diskriminierung in einem welt-
weit tätigen Konzern sensibilisieren und an die All-
gemeine Erklärung der Menschenrechte durch die 
Vereinten Nationen 1948 erinnern“, erklärt Nicole 
Berg, stellvertr. Vorsitzende der  Gesamt-Jugend- 
und Auszubildendenvertretung. Unter dem Motto 
„Wenn die Heimat feindlich wird“ fanden an jenem 
Tag vielfältige Aktivitäten rund um das Thema 
Flucht und Asyl statt. Die Auszubildenden führten 

unter anderem ein kleines Schauspiel vor, das sich 
mit der Flüchtlingsthematik beschäftigte. Prägend 
waren für die Jugendlichen die dramatischen 
Erlebnisberichte zweier junger Flüchtlinge, die 
gemeinsam mit dem Unterstützerkreis für Flücht-
lingsunterkünfte Hannover e.V. auf der Veranstal-
tung zu Gast waren. Die Deutsche Post übergab 
dem Verein an jenem Tag eine Spende von 1.500 
Euro. In vier Workshops bot sich am Nachmittag 
den Anwesenden die Möglichkeit, die Themen 
„Flucht und Asyl“ noch einmal intensiv zu disku-
tieren. Von den Azubis der Deutschen Post ging an 
jenem Tag eine Bot-
schaft der Solidarität 
aus: Refugees wel-
come! Denn Asyl ist 
ein Menschenrecht. 

Das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ 
des Bundesfamilienministeriums unterstützt 
Kommunen in ganz Deutschland dabei, lokale 
Bündnisse aufzubauen, die die Demokratiekul-
tur vor Ort fördern. Die Kommunen verfügen 
über einen Aktions- und Initiativfonds, aus dem 
konkrete Einzelmaßnahmen finanziert werden 
können. Als Ansprechpartner fungiert die lokale 
Koordinierungs- und Fachstelle. In Dinslaken 
hat beispielsweise die DGB-Jugend mit Mitteln 
des Aktionsfonds dieses Jahr ein Rockkonzert 
gegen Rechts organisiert. Um junge Menschen 
noch stärker an diesen „Partnerschaften für 
Demokratie“ zu beteiligen, wurden zusätzlich 
auch Jugendforen eingerichtet, die von Ju-
gendlichen selbst organisiert werden. Schon 
vorhandene Strukturen wie Jugendparlamente 
oder Jugendringe wurden dafür genutzt und 
konzeptionell weiterentwickelt. Zur Umsetzung 
eigener Maßnahmen werden Fördermittel auch 
aus diesem Topf von bis zu 5000 € bereitgestellt. 
In der Stadt Delmenhorst zum Beispiel wird der 
Jugendfonds vom Kinder- und Jugendparla-
ment verwaltet. Koordinierungsstelle ist die 
evangelische Diakonie. Demnächst organisie-
ren die Jugendlichen eine Plakataktion gegen 
Gewalt und Rassismus in allen Delmenhorster 
Schulen und Jugendhäusern. Engagieren lohnt 
sich, die Mittel sind da!  Mehr Infos unter: htt-
ps://www.demokratie-leben.de/programm-
partner/partnerschaften-fuer-demokratie.html

Wenn die Heimat feindlich wird 
Azubis der Deutschen Post veranstalten „Tag der Menschenrechte“

Demokratie leben 
Fördermittel für Jugend-Aktionen

In Düsseldorf fand am 28. November das erste 
Netzwerktreffen des Kumpelvereins in NRW statt. 
Zahlreiche Engagierte aus den Mitgliedsgewerk-
schaften und vom DGB kamen und diskutierten 
über die Positionen von Pegida und AfD zu den 
Gewerkschaften. Von Verschwörungstheorien 
hinsichtlich des DGB, über die gesellschaftspoli-
tische Auseinandersetzung mit rechtspopulisti-
schen Positionen bis hin zu neoliberalen Theori-
en wurde deutlich, dass sowohl die AfD wie auch 
Pegida Gewerkschaften fundamental ablehnen. 
Auch die Frage, was man in Betrieben und Be-
rufsschulen für Optionen hat, um Vorurteile von 
AfD und Pegida zu entkräften, wurde intensiv 
diskutiert. Dabei wurden Projekte und Initiativen 
vorgestellt, die sich schon seit mehreren Jahren 
für Gleichberechtigung und gegen Diskriminie-
rung am Arbeitsplatz einsetzen. Ein Engagement, 
das durch den Kumpelverein gestärkt wird. 

Marlis Tepe,  
Vorsitzende der GEW

https://www.demokratie-leben.de/programmpartner/partnerschaften-fuer-demokratie.html
https://www.demokratie-leben.de/programmpartner/partnerschaften-fuer-demokratie.html
https://www.demokratie-leben.de/programmpartner/partnerschaften-fuer-demokratie.html
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnte der Verein „Mach meinen Kumpel nicht an!“ 
neue Fördermitglieder gewinnen. An dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkom-
men und bedanken uns sehr für ihre Unterstützung.
Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure finan-
zielle und ideelle Unterstützung!
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch durch 
eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen des Stickers, 
durch aktives Eintreten für Gleichberechtigung, gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 
Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuerlich 
abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquittung 
ausgestellt. Wir sind für jeden Beitrag dankbar! 

Vielen Dank 
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Azubis informieren sich und 
setzen Zeichen 
Die „Gelbe Hand“ bei der Telekom-Jugend 

Am 27. November fand in Aachen die Auszubildendenversammlung der 
Telekom Köln statt. Im Rahmen der Veranstaltung initiierte die Jugend- 
und Auszubildendenvertretung eine Foto-Aktion mit der „Gelben Hand“. 
Dabei setzten rund 300 Azubis ein Zeichen gegen Rassismus. Zugleich 
hielt der Referent des Kumpelvereins, Mark Haarfeldt, einen Vortrag zum 
Thema „Rassistische Tendenzen in der Gesellschaft. Eine Herausforde-
rung für uns alle“. Aktuelle Erscheinungsformen des Rassismus in Form 
von Pegida, aber auch die Verrohung der Sprache, besonders in sozia-
len Netzwerken, und wie Unternehmen darauf reagieren, waren  Inhalte 
des Vortrags, die vor allem die Jugend interessierten. Eine Beschreibung 
der teilweise miserablen Lebensumstände von Flüchtlingen, gerade in 
den Erstaufnahmestellen, sensibilisierte die Azubis für die Situation der 
Schutzsuchenden.  Die Telekom-Jugend zeigt mit der Gestaltung ihrer 
Versammlung, dass sie Ausbildung als ganzheitliche Bildung begreift, 
die auch gesellschaftspolitische Aspekte umfasst. Der Kumpelverein be-
gleitet diesen Weg, wo er kann. 

Solidarität mit den Betroffenen, 
Kampf gegen die Rechten 
Morddrohung von Neonazis auch gegen ver.di-Kollegen  

Fünf gegen Rassismus und Rechtsextremismus engagier-
te Personen aus dem Raum Nürnberg sind aktuell mit 
Todesdrohungen aus der rechten Szene konfrontiert. Da-

runter der Gewerkschafter Ulli Schneeweiß (ver.di). 
 Entsprechende an die Betroffenen adressierte  
E-Mails verweisen auf fingierte Todesanzeigen. Nach 

bisheriger Kenntnis sind neben dem ver.di-Kollegen 
Ulli Schneeweiß die Nürnberger Sozialwissenschaftlerin 

Birgit Mair (ISFBB e.V.), der BR-Journalist Jonas Miller sowie 
der ehemalige Mitarbeiter von Endstation Rechts-Bayern und heutige 
Geschäftsführer der Nürnberg SPD, Rüdiger Löster sowie der LINKE-
Stadtrat Titus Schüller im Visier der Rechtsextremen. Wir als Kumpelver-
ein, als Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter, als Demokraten spre-
chen den Betroffenen die volle Solidarität aus: Wir stehen hinter euch! In 
einer gemeinsamen Pressemitteilung bekräftigten die engagierten Per-
sönlichkeiten, sich nicht unterkriegen zu lassen. Der Kollege Schneeweiß 
betont: „Wir werden gegen diese ‚neuen‘ Rassisten von Pegida &Co., wie 
auch gegen die ‚alten‘ Nazis immer wieder klar und deutlich Stellung 
beziehen!“ Die „Gelbe Hand“ wird sie dabei mit aller Kraft unterstützen.

Azubis der Telekom Köln: Mit der Gelben Hand gegen Rassismus

Wir wünschen ein frohes Weihnachtsfest  
und ein friedliches 2016!
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